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Dienstag, 30. August 2011: 

Medienkonferenz „Zweite Säule: Wege aus der Vertrauenskrise“
	Marie-Thérèse Weber-Gobet, Nationalrätin CSP/FR


Vertrauen bilden heisst, faire Verhältnisse schaffen
1. Beteiligung der Versicherten an den satten Gewinnen

Im Zentrum des Problemkreises Vertrauen und Misstrauen stehen die privaten Lebensversicherungsgesellschaften und ihr BVG-Geschäft mit zweistelligen Eigenkapitalrenditen. Ein Beispiel: Im Februar d.J. hat z.B. die AXA Winterthur für das Geschäftsjahr 2010 einen ausserordentlich hohen Reingewinn kommuniziert, eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr in der Höhe von 63 % auf 1,019 Mia. Fr.
 Einen grossen Teil davon erwirtschafteten sie mit Prämien der Arbeitgeber und der Arbeitnehmenden. Diesen Monat gab die gleiche Versicherung bekannt, dass sie im ersten Halbjahr ihr Geschäftsvolumen um 6,7 Prozent auf 8,83 Milliarden Franken habe steigern können. Das Prämienvolumen im Kollektivlebengeschäft stieg im Vergleich zum Vorjahr um 11,2% auf 5,27 Mrd. Franken.
 Das BVG-Geschäft der Lebensversicherer floriert. 
· Die zentrale Frage im Zusammenhang mit der Vertrauenskrise heisst: Wie sollen die Versicherten an den satten Gewinnen teilhaben? Wie viel bekommen die Aktionäre, wie viel die Manager? 

Die Lebensversicherer haben seit Jahren die Überschüsse aus dem BVG-Geschäft, welche den Versicherten zustehen, zweckentfremdet, in dem sie die gesetzliche Grundlage zu ihren Gunsten interpretierten.

1.1 Gesetzliche Grundlage:

Seit der 1. BVG-Revision dürfen die Lebensversicherer vom Gewinn (Überschuss) im BVG-Geschäft maximal 10 Prozent für sich abzweigen (= „Legal Quote“), 90 Prozent müssen an die Versicherten zurückfliessen. Nur, was ist unter Überschuss zu verstehen? 
Leider wurde im Gesetzgebungsprozess versäumt zu definieren, was genau unter Überschuss zu verstehen ist. Sind es die Gesamteinnahmen (= ertragsbasierte Bruttomethode) oder die Überschüsse nach Abzug Gesamtaufwands (= ergebnisbasierte Netto-Methode)? Auch die Verordnung wirkte nicht klärend.
Eine Masterarbeit an der Universität Genf
 ist gar zu folgendem Schluss gekommen: „Egal, welche Auslegungsmethode man anwendet, die in der Verordnung verwendete „Bruttomethode“ ist in jedem Fall illegal. Der Bundesrat hat das Gesetz nicht eingehalten. Er hätte sich an die vom Parlament gewollte und im Gesetz auch sprachlich eindeutig verankerte Nettomethode halten müssen. Nur Überschüsse sind Überschüsse – Gesamteinnahmen sind Gesamteinnahmen, nicht Überschüsse.“ (dt. Übersetzung)
Was die unterschiedliche Anwendung der Berechnungsmethode konkret bedeutet, zeigt das Kennzahlenblatt mit Beispielen zum Geschäft der Lebensversicherer in der zweiten Säule, das Ihrem Dossier beiliegt. Es basiert auf den Zahlen des Jahres 2009.

Fazit 1
Es geht um sehr viel Geld: Ein Viertel aller Vorsorgegelder wird durch gewinnorientierte private Lebensversicherer verwaltet. Sie versichern fast die Hälfte der aktiven Versicherten und bedienen fast einen Viertel der Rentner. Hier besteht ganz klar Handlungsbedarf, wenn neue Reformprojekte zur nachhaltigen Sicherung der beruflichen Vorsorge im Volk eine Chance haben sollen. Die Politik tut sich seit Jahren schwer damit, hier Abhilfe zu schaffen und glaubwürdige vertrauensbildende Massnahmen zu beschliessen. So kann es nicht weiter gehen!
2. Aktuelle parlamentarische Ansätze im Sinne der Vertrauensbildung im 
BVG-Geschäft

Im Parlament werden gegenwärtig zwei Lösungs-Ansätze diskutiert:

a. Höhe der Legal Quote überprüfen und allenfalls verändern, sowie die Verwaltungskosten einschränken. 

b. Paradigmenwechsel: Das Legal-Quote-System aufheben und durch ein „Trennsystem“ ersetzen. Konkret, die rechtliche, strukturelle, organisatorische sowie buchhalterische Trennung der heutigen kollektiven Sammeleinrichtungen von den privaten Lebensversicherern vornehmen. Die Lebensversicherer sollen nicht mehr Träger von Vorsorgeeinrichtungen sein, sondern vor allem Dienstleister. Die Lebensversicherer hätten zwar keinen Zugriff mehr auf die Erträge der Vorsorgevermögen, sie würden aber für ihre Dienstleistungen abgegolten. 
2.1 Ad Ansatz a:

· Pa. Iv. Legal Quote (SGK-NR) (10.507 n)
 
Die Kommissionsinitiative 10.507 n ist von der SGK-NR ohne Gegenstimme verabschiedet und   vom Nationalrat in der Frühlingssession angenommen worden. Sie verlangt eine Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes VAG. Die Lebensversicherer, die das Geschäft mit der beruflichen Vorsorge anbieten, sollen verpflichtet werden, ihre Verwaltungskosten zum Voraus (ex ante) festzulegen. Zudem soll die Höhe der sogenannten Legal Quote gemäss ertragsbasierter Methode überprüft und allenfalls zugunsten der Versicherten geändert werden - z.B. nur 5 Prozent anstatt 10 Prozent der Gesamterträge für die Gewinnausschüttung der Lebensversicherer. Dieser Ansatz wird aber von der SGK-SR blockiert, welche schlicht keinen Handlungsbedarf sieht.  
2.2 Ad Ansatz b:

· Pa. Iv. Erträge aus den BVG-Vermögen. Klare Verhältnisse schaffen (Fraktion S) (07.401 n)

· Motion Kollektive berufliche Vorsorge. Versicherung auf Gegenseitigkeit (09.3262 n), Rudolf Rechsteiner, Basel

Die Initiative will einen Paradigmenwechsel einläuten, weil die Initianten davon ausgehen, dass die geltende Regelung über die Ertrags- und Überschussverteilung zu kompliziert und undurchsichtig ist und darum ganz fallen gelassen werden sollte. Künftig sollen alle Vorsorgeeinrichtungen direkt Eigentümer aller Aktiven sein. D.h. zwischen BVG-Einrichtungen einerseits und Privatversicherern andererseits wird eine neue Rollenteilung definiert.
Folgende Idee steckt dahinter: Die BVG-Einrichtungen besitzen alle Aktiven und erhalten folglich auch alle Erträge aus diesem Vermögen. Neu würden die Stiftungen, welche heute an Versicherungsgesellschaften angedockt sind, in autonome Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen umgewandelt. Auf der anderen Seite würden die Versicherungen als Dienstleistungsanbieter für die Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen dienen, z.B. in dem Dienstleistungsverträge zwischen den BVG-Einrichtungen und den Versicherungsgesellschaften abgeschlossen werden. Diese Dienstleistungen könnten die ganze Palette der für die Geschäftsführung einer Pensionskasse notwendigen Leistungen umfassen, insbesondere: Verwaltung der Versicherten- und Pensioniertendossiers, Versicherung für den Todes- und Invaliditätsfall, die Anlageberatung und Vermögensverwaltung, die Rückversicherung der Wertschwankungen der Aktiven (= Schutz der KMU vor einer Nachzahlungspflicht). Den Vorsorgeeinrichtungen, die zu klein sind, um das gesamte Versicherungsrisiko alleine zu tragen, stünde weiterhin die Möglichkeit der Rückversicherung offen, soweit dies zum Erreichen der Ziele notwendig ist.

Vorteile dieses Ansatzes: Indem verhindert wird, dass die privaten Versicherungsgesellschaften wie heute einen bedeutenden Teil der Vermögenserträge für sich behalten können, wird die wirtschaftliche Effizienz der 2. Säule erhöht. Im Vergleich zur gegenwärtigen Situation nehmen die Leistungen für jeden einbezahlten Beitragsfranken der Angestellten und des Arbeitgebers zu, und es wird das Kosten-Ertrags-Verhältnis verbessert. Dies trägt dazu bei, die Kosten des Faktors Arbeit zu begrenzen. Von dieser Erleichterung profitieren vor allem kleinere und mittlere Unternehmen sowie deren Angestellte, denn diese Unternehmen sind es in der Praxis, welche auf Stiftungen von Versicherungsgesellschaften zurückzugreifen, da sie zu klein sind, um eine eigene Vorsorgeeinrichtung zu führen.

Die Motion Kollektive berufliche Vorsorge. Versicherung auf Gegenseitigkeit (09.3262 n) entspricht Ansatz b und will ebenfalls - wie von der Pa. Iv. Legal Quote vorgesehen -, dass die Verwaltungsgebühren zum Voraus definiert werden sowie Leistungen für Aktionäre, für das Kader und den Verwaltungsrat offen gelegt werden. Punkt 1-2 dieser Motion  wurde vom NR abgelehnt, Punkt 3 (ex-Ante-Verwaltungskosten) wurde angenommen. Die SGK-SR  hat nun auch Punkt 3 abgelehnt. Sie wird entsprechend Antrag an ihren Rat stellen. Der SR hat die Motion in der Herbstsession traktandiert.
Fazit 2
Die Pa. Iv. Erträge aus den BVG-Vermögen. Klare Verhältnisse schaffen wurde in der SGK-NR sehr knapp abgelehnt und kommt demnächst in den Nationalrat. Stellen sich die SGK-SR und der SR weiterhin gegen jegliche Verbesserungen zugunsten der versicherten Arbeitnehmenden bei der Legal Quote, ist die Trennung der kollektiven Sammeleinrichtungen von den Lebensversicherern die einzige Möglichkeit, das Vertrauen in die Politik der zweiten Säule wieder zu stärken. Jetzt braucht es dringend ein klares Bekenntnis des Bundesrates und des Parlaments, dass im BVG-Bereich faire Verhältnisse geschaffen werden! 
� http://www.nzz.ch/nachrichten/wirtschaft/aktuell/axa_winterthur_mit_deutlich_mehr_gewinn_1.9564235.html


� http://www.nzz.ch/nachrichten/wirtschaft/aktuell/axa_winterthur_kann_geschaeftsvolumen_steigern_1.11768846.html


� Zusammenfassung publiziert in der SZS, Schweizerische Zeitschrift für Sozialversicherung und berufliche Vorsorge, 1/2009, unter dem Titel: „Participation aux excédents en matière de prévoyance professionelle: légalité de la méthode de calcul basée sur le rendement?“





� http://www.parlament.ch/afs/data/d/bericht/2010/d_bericht_n_k6_0_20100507_0_20110218.htm


� http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20070401


� http://www.parlament.ch/d/suche/seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20093262
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